
Beleidiger der Ladung vor die 
Schiedskommission nicht Folge lei
stet. Mithin kann für die Entschei
dung, ob in Fällen der Ziff. 36 Abs. 2 
SchK-Richtlinie ein Ermittlungsver
fahren einzuleiten ist, nicht der Um
stand ausschlaggebend sein, ob die 
ehrverletzende Äußerung in ihren 
Wirkungen die Grenze der privaten 
Interessensphäre überschritt.
Der Maßstab für die Entscheidung 
über die Einleitung eines Ermitt
lungsverfahrens muß m. E. darin ge
sehen werden, ob es sich bei der be
haupteten Beleidigung auch tatsäch
lich um eine — wenn auch nur gering
fügige — Straftat handelt, die den 
Anforderungen des § 106 StPO ent
spricht. Es ist also z. B. gründlich zu 
prüfen, ob die betreffende Äußerung 
wirklich eine Verletzung der Ehre 
eines Bürgers darstellt oder ob es 
eine gesellschaftlich begründete Kri
tik ist. Ferner ist zu untersuchen, ob 
die Äußerung nicht aus anderen 
Gründen straflos bleibt, etwa weil 
der Beschuldigte gemäß § 193 StGB 
in Wahrnehmung berechtigter Inter
essen handelt. Besondere Aufmerk
samkeit ist der nicht immer einfachen 
Prüfung zu widmen, ob aus den 
Gründen des § 8 StEG überhaupt eine 
Straftat vorliegt. Diese Prüfung ist 
keineswegs identisch mit der Frage, 
ob die Strafverfolgung im staatlichen 
Interesse geboten ist. Vielmehr ist 
festzustellen, ob das notwendige Maß 
an Gesellschaftswidrigkeit, das eine 
strafbare Handlung charakterisiert, 
vorhanden ist. Die Äußerung muß

Im Eheverfahren hat das Gericht 
gern. § 16 FVerfO in dem Beschluß 
über die Durchführung der streitigen 
Verhandlung die erforderlichen Maß
nahmen fesitzulegen, um über die 
Ehesache selbst und alle mit ihr ver
bundenen Ansprüche möglichst in 
einer Verhandlung entscheiden zu 
können. Dieser Grundsatz gilt auch 
für das Berufungsverfahren.
Für die Entscheidung, welchem Ehe
gatten das elterliche Erzdehungsrecht 
für die minderjährigen Kinder über
tragen werden muß, ist ausschlagge
bend, wie mit der zu treffenden Re
gelung die weitere Entwicklung und 
Erziehung der Kinder gesichert wer
den kann. Sind Umstände für eine 
ernsthafte Beeinträchtigung oder Ge
fährdung der Erziehung der Kinder 
gegeben, so muß das Gericht feststel
len, welche Erziehungshilfe für den 
Erziehungsberechtigten erforderlich 
ist. Das setzt voraus, daß die Schwie
rigkeiten, die für die Verletzung der 
Interessen der Kinder maßgebend 
waren, gründlich geklärt werden. 
Ferner muß sich das Gericht Klarheit 
darüber verschaffen, inwieweit be
reits gesellschaftlich-erzieherisch auf 
die Eltern eingewirkt wurde und wie 
diese Unterstützung in geeigneter 
Weise fortgesetzt bzw. überhaupt erst 
ermöglicht werden kann. Diese sich 
für das Gericht aus den gesellschaft
lichen Erfordernissen ergebenden

also geeignet sein, schädliche Folgen 
für die Interessen des Angegriffenen 
herbeizuführen, insbesondere sein 
Ansehen in der gesellschaftlichen 
Achtung unter seinen Mitmenschen 
oder in seinem Bekanntenkreis herab
zuwürdigen.
Von solchen Überlegungen ist bei 
der Entscheidung über die Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens auszu
gehen. Deshalb ist es vor allem not
wendig, den Mitarbeitern der Unter
suchungsorgane die nicht einfache 
Problematik der Beleidigungsdelikte 
an Hand der Rechtsprechung des 
Obersten Gerichts zu erläutern. Eine 
besondere Verantwortung für eine 
einheitliche Einleitungspraxis trägt 
die Staatsanwaltschaft.
Entschließt sich die Volkspolizei dazu, 
ein Ermittlungsverfahren in einer Be
leidigungssache einzuleiten, so muß es 
dennoch nicht zu einem gerichtlichen 
Verfahren kommen. Vielmehr blei
ben die Möglichkeiten der Entschei
dung nach § 157 StPO bestehen. Das 
bedeutet: Während der Ermittlun
gen, z. B. bei der Vernehmung, kann 
der Beschuldigte das Falsche seines 
Verhaltens einsehen. Kann also er
wartet werden, daß er nunmehr be
reit ist, der Ladung der Schiedskom
mission Folge zu leisten, und liegen 
auch alle übrigen Voraussetzungen 
für die Übergabe der Sache vor, dann 
kann das Untersuchungsorgan gemäß 
§§ 157 Ziff. 2, 158 a StPO so entschei
den.
EKKEHARD KERMANN, Inspekteur 
am Bezirksgericht Potsdam

Aufgaben bestimmen Ziel, Inhalt, 
Arbeitsmethode und Arbeitsaufwand 
des einzelnen Verfahrens. Dies soll 
an folgendem Beispiel demonstriert 
werden:
In der Ehesache L. hatte das Kreds- 
gericht die Ehe geschieden. Die Par
teien haben vier Kinder im Alter von 
zwei bis zehn Jahren; die Geburt des 
fünften Kindes stand bevor. Das 
Kreisgericht hatte in Übereinstim
mung mit dem Vorschlag des Refe
rats Jugendhilfe das Erzdehungsrecht 
für adle Kinder dem Vater übertra
gen, obwohl dieser, zumindest vor
übergehend, die Kinder in einem 
Heim unterbringen wollte. Es war 
jedoch nicht geprüft worden, ob die 
Erzdehungsverhältnisse beim Vater, 
der inzwischen zu einer anderen Frau 
gezogen war, die Gewähr für die 
weitere Entwicklung und Erziehung 
der Kinder boten. Eine Übertragung 
des Erziehungsrechts auf die Mutter 
hielt das Kreisgericht deshalb nicht 
für angebracht, weil dieser nach den 
Feststellungen des Referats Jugend
hilfe bisher jede Fähigkeit zur Er
ziehung der Kinder fehlte und sie 
auch nicht die Energie und den Fleiß 
arufbrachte, um ihre Pflichten als 
Mutter zu erfüllen. Insbesondere 
wurde bemängelt, daß sie nicht auf 
Ordnung und Sauberkeit in der Woh
nung hielt und die Kinder unzurei
chend versorgte.

In der Vorbereitung der Rechtsmit
telverhandlung kam der Senat zu der 
Auffassung, daß hinsichtlich der Ent
scheidung über das Brziehungsrecht 
vorbereitende Untersuchungen und 
Besprechungen an Ort und Stelle not
wendig wären. Damit wurde ein Mit
glied des Senats beauftragt.
Der Richter besprach mit Mitarbei
tern des Referats Jugendhilfe die 
verschiedenen Möglichkeiten der Re
gelung des Erziehungsrechts und 
ihren Nutzen für die Entwicklung 
der Kinder. Das Referat hatte ohne 
Erfolg versucht, den Vater zu veran
lassen, seinen Pflichten gegenüber 
den Kindern nachzukommen. Ergeb
nislos waren auch die Bemühungen 
des Arbeitskollektivs und des Ju
gendhilfeaktivs im Betrieb geblieben, 
den Vater zur Erfüllung der ihm ob
liegenden Erziehungspfllichtan anzu
halten. Da das Referat Jugendhilfe 
nach wie vor die Mutter nicht für 
fähig hielt, das Erziehungsrecht aus
zuüben, setzte es sich für eine Heim
einweisung aller Kinder ein.
Ein unerwarteter Hausbesuch des 
Richters bei der Mutter bestätigte 
jedoch keineswegs das Bild, das man 
auf Grund der pauschalen Beschrei
bung und Beurteilung durch das Re
ferat von der Ordnung und Sauber
keit in der Wohnung sowie von der 
Pflege der Kinder gewinnen mußte. 
Vielmehr stellte sich heraus, daß die 
von der Grundstücksverwaltung ver
mietete Wohnung stark reparaturbe
dürftig und bei weitem überbelegt 
war.
Eine anschließende Aussprache im 
Vorstand des DFD ergab, daß dieser 
inzwischen Unterstützung für die 
Mutter veranlaßt und ihr auch Hin
weise zur Führung des Haushalts 
und zur Versorgung der Kinder ge
geben hatte. Die positiven Verände
rungen in der häuslichen Situation 
waren im Wesentlichen hierauf zu
rückzuführen. Auch die in der Nach
barschaft wohnenden Eltern der Ver
klagten, die sich wegen des Ehekon- 
fldkts zurückgezogen hatten, unter
stützten ihre Tochter wieder.
Aus diesen Umständen wurde deut
lich, daß es bei der kreisgerichtlichen 
Entscheidung über das Erziehungs
recht an der notwendigen Zusam
menarbeit mit den örtlichen Organen 
und den gesellschaftlichen Kräften 
sowie an einem einheitlichen Han
deln gemangelt hatte, so daß schließ
lich die Heimeinweisung der Kinder 
als letzter Ausweg in Betracht ge
zogen wurde.
An der Rechtsmittelverhandiung nah
men die Eltern beider Parteien, die 
zukünftige Frau des Klägers, Mitar
beiter der örtlichen Wohnraumbe- 
hörde und der Referate Jugendhilfe 
sowie Mutter und Kind, Vertreter 
des Arbeitskollektivs und des Ju
gendhilfeaktivs im Betrieb des Klä
gers und Vertreter der DFD-Gruppe 
teil. Erst die Mitwirkung dieser ge
sellschaftlichen Kräfte trug zur voll
ständigen Klärung des Sachverhalts 
bei; Es stellte sich heraus, daß nicht 
das Versagen der Verklagten als 
Mutter zu Unordnung in der Woh-
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